
Das Märchen von der
Chrysler-Rettung

Das Schicksal von Chrysler
liegt in den Händen von Ser-
gio Marchionne. Der Wun-
derheiler könnte schon bald
zum Totengräber werden

MATTHIAS RUCH

V iel zu verlieren hat Sergio Mar-
chionne nicht, jedenfalls nicht

in Detroit. Vor vier Monaten hat der
charismatische Italo-Kanadier die
Führung des Chrysler-Konzerns
übernommen. In Italien lässt er sich
als Fiat-Retter feiern, für Chrysler ist
er der letzte Hoffnungsträger. Ent-
weder gelingt ihm in Amerika eine
zweite Wunderheilung – oder
Chrysler wird abgewickelt. Wer an
Wunder glaubt, darf weiter hoffen.
Alle anderen sollten sich auf die
zweite Option einstellen.

Gerade 100 Tage Schonfrist hat
Marchionne Peter Fong und Michael
Accavitti gewährt. Die Chefs der
Konzernmarken Chrysler und
Dodge sollten das ramponierte
Image aufpolieren – eine gewaltige
Herausforderung. Offenbar zu ge-
waltig für die beiden, fand Marchi-
onne. Und tauschte sie einfach aus. 

Diese Entscheidung zeigt vor al-
lem eines: Die Nerven im Hause
Chrysler liegen blank. Seit dem Ab-
schluss der Blitzinsolvenz im Juni
und der Übernahme durch die Ge-
werkschaft, die US-Regierung und
Fiat verliert Chrysler Monat für Mo-
nat Marktanteile. Nicht einmal von
der Abwrackprämie, die dem Riva-
len Ford Rekordabsätze bescherte,
konnten Chrysler und Dodge profi-
tieren. Die einzige Konzernmarke,
die sich tapfer hält, ist Jeep.
Dass Chrysler in seiner heutigen
Form nicht zu retten ist, hat auch
Marchionne längst erkannt. Offen
aussprechen will der 57-Jährige die
harte Wahrheit aber noch nicht. Of-
fiziell gilt weiter der Plan, die Fiat-
Technologie aus Italien in die USA
zu bringen und damit – fast im
Handumdrehen – die Chrysler-
Flotte zu modernisieren. Zugleich
sollen die schönsten Fiat-Modelle
künftig auch in den Chrysler-Wer-
ken in den USA gebaut werden. Und
dort sogleich den Markt erobern.

Desolates Markenimage
Ganz vorsichtig, Schritt für Schritt,
bereitet Marchionne die Öffentlich-
keit nun darauf vor, dass dieser Plan
womöglich noch nachgebessert
werden muss. Er sei erschrocken, als
er feststellen musste, wie schlimm
es um Chrysler tatsächlich stünde,
teilte Marchionne auf der Frankfur-
ter Automesse mit. Hat sich der er-
fahrene Branchenkenner etwa von
den Amerikanern blenden lassen?

Wohl kaum. Viel zu gründlich
haben die Experten von Fiat den an-
geschlagenen US-Konzern durch-
leuchtet, viel zu gut ist Marchionnes
Kenntnis des amerikanischen Mark-
tes. Und bei allem, was man ihm
vorwerfen kann: Naiv ist dieser Fiat-
Chef sicher nicht.

Marchionne wusste genau, wo-
rauf er sich einließ, als er im Juni die
Führung von Chrysler übernahm.
Der Auftrag der US-Regierung, die
ihren Traditionskonzern nicht ein-
fach sterben lassen wollte, war ein-
deutig formuliert: Retten, was noch
zu retten ist. Der zweite Auftrag, den
Marchionne in eigener Sache aus-
führt, ist etwas komplizierter. 

In Wahrheit geht es dabei vor al-
lem um Fiat. Den drohenden Kol-

laps des italienischen Traditions-
konzerns konnte Marchionne zwar
abwenden, doch für eine stabile Zu-
kunft in Eigenständigkeit ist Fiat viel
zu klein. Mindestens eine Million
Autos muss ein Massenhersteller
jährlich auf jeder Plattform bauen,
hat Marchionne selbst einmal vor-
gerechnet. Um dieses Ziel zu errei-
chen, brauchen die Italiener höhere
Stückzahlen und einen größeren
Markt. Die Lösung lag auf der Hand:
Nach 30 Jahren Abstinenz muss Fiat
zurück nach Nordamerika.

Regionale Differenzen
Mit dem Einstieg bei Chrysler be-
kommt Marchionne nun genau das,
was er in Amerika braucht: Werke,
Händler und Monteure. Alles andere
bringt er aus Italien mit.

Der Traum, Fiat in den USA mal
eben als moderne Marke zu etablie-
ren, ist allerdings naiv. Marchionne
wird einige Jahre brauchen, um das
ramponierte Image aus den 70er-
Jahren vergessen zu machen und
Fiat, Alfa Romeo oder Lancia auf
dem härtesten Automarkt der Welt
zu platzieren. Mit Kampfpreisen
drücken derzeit bereits die Koreaner
ihre neuen Modelle in den Markt.
Und am anderen Ende lauern Toyota
und Volkswagen.

Marchionnes Idee, das breite
Händlernetz von Chrysler für den
Fiat-Vertrieb zu nutzen, ist grund-
sätzlich gut. Sie hat nur einen Ha-
ken: An den Küsten, in New York und
Kalifornien, wo die Amerikaner
mittlerweile die Vorzüge kleinerer
Autos durchaus zu schätzen wissen,
sind Chrysler und Dodge kaum
noch vertreten. Ihre Händler sitzen
fast alle auf dem Land, im Mittleren
Westen. Und dort kaufen die Ameri-
kaner nach wie vor ihre großen Pick-
ups. Bullige Kraftpakete wie den
Dodge Ram, der sich in seinem Seg-
ment vergleichsweise gut behaup-
ten kann und als Hoffnungsträger
im Hause Chrysler gilt. Und was
macht Marchionne? Er spaltet den
Ram von den übrigen Dodge-Autos
ab. Damit würde „der einzigartige
Charakter der Dodge-Fahrzeuge ge-
schützt und weiterentwickelt“, teilt
Chrysler offiziell mit. 

Mag sein. Vor allem aber wird da-
mit der Weg geebnet, um den Ram
separat zu erhalten und den trauri-
gen Rest von Dodge bei der nächs-
ten Gelegenheit endgültig abzuwi-
ckeln. Und Chrysler gleich mit.

Was übrig bliebe, wären Jeep und
Ram. Zwei gute Nischenprodukte,
für die sich sicher ein Abnehmer fin-
det. Dann wären da noch die Werke,
die Händler und die Mitarbeiter. Mit
ein paar Tausend Fiat-Modellen im
Jahr werden die sicher nicht zu ret-
ten sein. Also braucht Marchionne
dringend einen neuen, großen Part-
ner: Nur gemeinsam mit einem ech-
ten Massenhersteller kann Fiat die
kritische Größe erreichen, um die
Kosten für Entwicklung und Vertrieb
profitabel umzulegen. Dies gilt in
Europa – und in Amerika erst recht.
Potenzielle Partner gibt es dort in-
zwischen genug, vor allem unter
den asiatischen Herstellern.

Sollte Marchionne einen solchen
Partner finden, hätte er drei Pro-
bleme auf einen Schlag gelöst: Fiat
wäre über den Berg. Die Italiener
wären endlich wieder in Amerika auf
dem Markt. Und die erforderliche
Infrastruktur wäre auch schon da.
Nur einer bliebe leider auf der Stre-
cke: der gute alte Chrysler. Aber der
ist ja eh schon tot.
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Die Qualität der
gesamten europä-
ischen Finanzauf-
sicht muss besser
werden

Zwei Augen sehen besser als vier
Die Konzentration der Aufsicht bei der Bundesbank ist richtig. Langfristig braucht es eine europäische Lösung

WOLFGANG MÜNCHAU

Über den neuen Hausclown der Bundes-
bank ist alles gesagt worden. Viel inte-
ressanter und bedeutender für die Zu-

kunft unseres Landes finde ich die Geschichte,
dass sich die Bundesbank als Oberaufseher für
alle Banken und Versicherungen empfiehlt. 

Früher hatte ich in dieser Debatte weniger
vorgefertigte Positionen als andere. Es gibt Län-
der, in denen die Zentralbank auch für die Ban-
ken- und Finanzaufsicht zuständig ist, wie etwa
in Frankreich. Dann gibt es solche wie Großbri-
tannien, wo diese Funktion von einer anderen
Behörde wahrgenommen wird. In Deutschland
teilen sich die Aufsicht bislang Bundesbank
und die Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht, kurz BaFin. 

Alle diese Systeme können funktionieren. Nur
sollte man sich über eines im Klaren sein: Alle
haben während der Krise versagt. Selbst wenn
man all das, was Politik und Regulierer jetzt vor-
schlagen, schon vor zehn Jahren gemacht hätte,
hätte man immer noch genau dieselbe Krise be-
kommen. Während des Booms wagten nur sehr
wenige Experten, auf die Gefahren hinzuwei-
sen. Dabei handelte es sich zumeist um einige
exzentrische Ökonomen, die nicht im Main-
stream angesiedelt waren. Notenbanker gehör-
ten auf jeden Fall nicht zu dieser Gruppe. 

Es wäre im Prinzip gut, wenn man jeden Vor-
schlag für Regulierung oder Änderungen von
Aufsichtsstrukturen dem Krisentest unterzieht:
Wäre es anders gekommen, wenn diese schon
in Kraft wären? Bei den verschärften Regeln für
Hedge-Fonds oder für Bonuszahlungen ist die
Antwort klar: Mit den Ursachen der Krisen hat
das nichts zu tun. Hier geht es nur um die Befrie-
digung von Rachegelüsten. Bei der Aufsichtsre-
form ist die Verlagerung der Verantwortlichkeit
allein ebenfalls nicht die Lösung. Die Aufsicht
muss an sich qualitativ besser werden. 

Schwarzer Peter bei der Zentralbank
Was sind also nun die Argumente für und wider
eine Konzentration der Aufsicht bei der Bundes-
bank, wie sie Union und FDP planen? Die Geg-
ner sehen die Unabhängigkeit der Notenbank
gefährdet. Eine Notenbank, die sich auch dem

Finanzsektor verpflichtet fühlt, würde ihr Preis-
stabilitätsziel womöglich relativieren. Zudem
wird die Politik verstärkt versuchen, die Noten-
bank zu beeinflussen, weil Bankenaufsicht eine
im Kern politische Aufgabe ist. 

Das Problem bei diesem Argument ist, dass
eine Einflussnahme auf die Notenbank von au-
ßen so oder so erfolgt. Die Geldpolitik der Euro-
päischen Zentralbank ist momentan sehr stark
vom gebrechlichen Bankensystem geprägt. Für
die enorme Liquiditätsversorgung der EZB gibt
es keine Rechtfertigung – außer der, dass an-
sonsten viele Banken untergehen würden.
Würde die EZB ohne Rücksicht auf die Banken
agieren, würde sie jetzt langsam die geldpoliti-
sche Lockerung zurücknehmen, so wie es die
Australier diese Woche schon getan haben. Das
hätte fatale Folge für das Bankensystem.

Priorität Nummer eins in der Krise ist für die
EZB also die Stabilisierung des Bankensystems,
und das auch ohne formelle Verantwortung für
die Bankenaufsicht. Da die Politik sich um eine

effektive Lösung zur Stabilisierung der Bank-
bilanzen gedrückt hat, liegt der schwarze Peter
bei der Zentralbank, die das System mit Billig-
krediten langfristig zu sanieren versucht. So et-
was verstößt natürlich mittelfristig gegen das
Preisstabilitätsgebot. Nur hat die Zentralbank
keine andere Wahl. In einer Krise dominiert am
Ende immer die Politik. 

Das wichtigste Argument der Befürworter ei-
ner Konzentration der Aufsichtskompetenzen
liegt im Informationsfluss. Die Banken sind für
die Geldpolitik von zentraler Bedeutung, und
Fehlentwicklungen bei einzelnen Instituten
können enorme Probleme zur Folge haben. Die
Trennung in Mikro- und Makroaufsicht in
Deutschland war schon immer problematisch.
Die Bundesbank selbst hat während der Krise
mehrmals erleben müssen, dass sie über Pro-
bleme zu spät informiert war. 

Ebenso ist es sinnvoll, Banken und Versiche-
rungen zusammen zu beaufsichtigen. Das Bei-
spiel des US-Versicherers AIG zeigt nur zu deut-
lich, was in einem fragmentierten System pas-
sieren kann. Bei AIG kam es zu einer extremen
Konzentration von Ausfallrisiken, die vom Ban-
kensektor abgewälzt wurden. Die Bankenauf-
sicht konnte diese Risiken nicht einschätzen. 

Verloren im Behördendschungel
Für mich ist das ausschlaggebende Argument
die Komplexität des Systems. Je mehr Institu-
tionen involviert sind, desto größer ist die Kom-
plexität der Zusammenarbeit der Aufseher und
die Wahrscheinlichkeit eines Systemfehlers.
Zwischen rivalisierenden Behörden wird es im-
mer zu Reibungsverlusten kommen. Wenn wir
in Deutschland die Banken- und Versiche-
rungsaufsicht bei der Bundesbank zentralisie-
ren und wenn das in anderen Ländern ebenso
gehandhabt wird, dann erwarte ich unter dem
Strich eine marginale Verbesserung der euro-
päischen Aufsichtsqualität. Auf jeden Fall ist
dieses System besser als eines, in dem jedes
Land vier verantwortliche Behörden hat: eine
nationale Zentralbank sowie drei Aufsichtsbe-
hörden jeweils für Banken, Versicherungen und
Finanzmärkte – plus drei europäische Koordi-
nationsstellen plus EZB plus Europäische Kom-
mission plus der neue europäische Rat für Sys-
temrisiken als Makrokoordinator. Eine Makro-
koordinierung kann aber nur dann funktionie-
ren, wenn alle systemrelevanten Informationen
bereitstehen. Allein die zu erwartenden Pro-
bleme mit dem Informationsfluss sind für mich
ein Grund, die Bundesbank zu unterstützen. 

Mehr als eine Übergangslösung ist das aber
nicht. Langfristig werden wir in einem Binnen-
markt für Finanzen die Aufsicht auf grenzüber-
schreitende Institutionen übertragen müssen.
Die jüngsten Vorschläge der EU-Kommission
sind dabei kaum mehr als ein erster Schritt.
Nach wie vor gibt es in allen europäischen Län-
dern Banken, die viel zu groß sind im Vergleich
zur Wirtschaftsleistung ihrer Heimatstaaten. 

Eine richtige Antwort auf diese Krise wäre die
Schaffung einer europäischen Finanzaufsicht,
eventuell bei der EZB angesiedelt, mit entspre-
chenden Machtbefugnissen und finanzieller
Ausstattung. Dazu wird es aber erst kommen,
wenn uns die nächste Finanzkrise heimsucht. 

E-MAIL  munchau@eurointelligence.com

WOLFGANG MÜNCHAU  ist FTD- und FT-Kolumnist. Er
leitet den Informationsdienst Eurointelligence.com.

Die Partei hat
ihren Marken-
kern bis zur 

Unkenntlichkeit
verändert

Eine Amöbe namens SPD
Wie ein Einzeller haben die Sozialdemokraten ihren einstigen Markenkern soziale Gerechtigkeit geteilt. 

Dies führt zur Selbstzerstörung einer inhaltsarmen Partei VON CHRISTINE WICHERT UND EMMY ILLENSEER

B ionik ist in: Philosophen, Ar-
chitekten und Ingenieure
lernen von der Natur und

lassen sich von ihr zu genialen In-
novationen inspirieren. Undenk-
bar sind inzwischen Schwimm-
weltrekorde ohne Anzüge, die auf
Basis der Haifischhaut entwickelt
wurden, oder Flugzeuge ohne
Winglets, die vom gleitenden Adler
inspiriert wurden. So verwundert
es nicht, dass auch Manager gern
Führungsfähigkeiten aus der Tier-
welt abschauen. 

Die SPD-Spitze scheint sich bei
ihrer Markenführung am Vorbild
einer Amöbe zu orientieren, also
an einem Einzeller, auch Wechsel-
tierchen genannt. Dies führt zur
Selbstzerstörung einer historisch
bedeutsamen Partei. Die SPD
wollte die Bundestagswahl gewin-
nen, aber nur starke Marken ge-
winnen Wahlen. Starke Marken ha-
ben profilierte Identitäten und er-
füllen mehrere Voraussetzungen.

Erstens: Der Markenkern ist klar
erkennbar und stillt die Bedürf-
nisse der Zielgruppe, die regelmä-
ßig erforscht und ernst genommen
werden müssen. SPD-Kanzlerkan-
didat Frank-Walter Steinmeier
schien vor der Wahl die Umfrage-
ergebnisse nicht ernst zu nehmen,
als er sinngemäß polterte: Umfra-
gen sind das eine, Wahlen das
andere. Man habe „offensichtlich
an den Menschen vorbeigeredet“,
räumten SPD-Sprecher nach der
Niederlage ein. 

Der Zellkern einer Amöbe ist
meist schlecht erkennbar, oft gibt
es sogar viele Kerne (bis zu 1000
und mehr). Der einstige SPD-Mar-
kenkern „soziale Gerechtigkeit“
wurde mal in „Frieden“ umkom-

muniziert oder bis zur Unkennt-
lichkeit defensiv umgemünzt in
„Verhinderung von Schwarz-
Gelb“. So stark ist selbst nach der
Wahl die Begehrlichkeit des Nega-
tiven, dass derzeit sogar ein lä-
chelnder Guido Westerwelle auf
der Internetseite der SPD zu be-
wundern ist. Die starke Marke FDP
verdreht offenbar selbst der Kon-
kurrenz den Kopf.

Zweitens: Das Parteiprogramm
war nur in wenigen Punkten von
anderen abgrenzbar und präsen-
tierte ein Mosaik unterschiedli-
cher Punkte. Stein-
meiers Motto „Wir
verbinden das Soziale
mit dem wirtschaft-
lich Vernünftigen bes-
ser als jede andere
politische Kraft“ zeigt,
wie wenig Spagate
überzeugen. Marken,
die billig sein wollen
und zugleich den besten Service
bewerben, sind nicht überzeugend
und werden abgestraft. „Sozial“ ist
in der Wahrnehmung der Bürger
die Linke und „wirtschaftlich ver-
nünftig“ die FDP. Menschen ver-
lieben sich in einzigartige Stärken
und nicht in die Abwesenheit von
Schwächen. 

Drittens: Eine Grundfunktion
der Marke ist der Vertrauensvor-
schuss. Die SPD versprach schon
1998, den Sozialstaat umzubauen,
ohne dass es den Bürgern weh-
täte – und brach dieses Verspre-
chen aus Sicht der Wähler später.
Das Image der SPD in der Bevöl-
kerung sank seit 2003 stetig mit der
Durchsetzung der Agenda 2010
und den Hartz-Reformen. Auch
die Rente mit 67 passte nicht zum

Kern der „sozialen Gerechtigkeit“.
Die Folge war der Verlust traditio-
neller Zielgruppen ohne Erobe-
rung von neuen. Andrea Ypsilanti
spielte dabei das Pseudopodium
der SPD, das Amöben gern zur
Fortbewegung ausbilden. Pseudo-
podien sind veränderliche Zellfort-
sätze, die innerhalb kurzer Zeit
aus- und eingestülpt werden. Das
hessische Debakel rund um Ypsi-
lanti gebrochenes „Nie mit den
Linken“ schien einen Erkenntnis-
prozess ausgelöst zu haben – bis
die Ersten in der Partei kürzlich un-

geniert das Comeback
der Wortbrecherin for-
derten und aktuell
schamlos offen eine
Allianz mit der Linken
im Bund diskutierten. 

Viertens: Ein fokus-
siertes Vorgehen und
die klare Abgrenzung
zu anderen Parteipro-

grammen sind ein Muss. Die Breite
des vertretenen Interessenspek-
trums der SPD führte 2007 unwei-
gerlich zur Abspaltung der Linken.
Eine immer noch inhaltsarme
Partei zeigte sich 2009 in der poli-
tischen Kooperationsbereitschaft
jedoch ultraflexibel, buhlte mal
um die FDP, dann durch Gesine
Schwan bei der Bundespräsiden-
tenwahl um die Stimmen der Lin-
ken. Die Führungsfiguren der Lin-
ken in der neuen SPD-Spitze, An-
drea Nahles und Klaus Wowereit,
könnten nun fokussierter agieren,
gefährden jedoch langfristig die
Einzigartigkeit der Sozialdemokra-
ten in Abgrenzung zur Linken. 

Fünftens: Eine erfolgreiche
Marke wird konsistent über alle Be-
rührungspunkte mit dem „Kun-

den“ und über die Zeit geführt. Das
Personalkarussell der SPD dreht
sich dagegen mit höchstem Tem-
po: Die Partei wechselt binnen fünf
Jahren demnächst zum fünften
Mal den Chef. Und wieder stand
die Amöbe Pate: Eine der bekann-
testen Gattungen der Amöben
heißt bezeichnenderweise Chaos. 

Sechstens: Bei Markenführung
geht es nicht primär um Logo,
Claim und Oberflächentuning,
sondern um erlebbare Markensub-
stanz. Sprich: Es geht um Persön-
lichkeit statt Haarschnitt. Die SPD
verwechselt Marke mit Optik:
Schon im Wahlkampf mit einer
hübschen Blondine statt mit über-
zeugenden Themen werbend, setzt
sie auch jetzt auf das unbeschrie-
bene, aber attraktive Blatt Manuela
Schwesig als Parteivize. Statt be-
sonnen die Ursachen des Debakels
zu analysieren, Erkenntnisse auf
Basis der vorher klar definierten
Zielgruppe zu gewinnen und Op-
tionen für einen neuen Kurs zu ent-
wickeln, wird hektisch das Gesicht
der SPD verjüngt, in Ermangelung
einer Vision für eine Identität. 

Die gute Nachricht für die Mar-
kenamöbe SPD ist: Einzeller sind
potenziell unsterblich, weil sie sich
unter idealen Bedingungen durch
Zellteilung beliebig vermehren.
Die schlechte Nachricht: Wis-
senschaftler beobachten, dass jede
Nachfolgegeneration kleiner,
schwächer und sterbeanfälliger ist.

CHRISTINE WICHERT ist Geschäfts-
führende Gesellschafterin der Schweizer
Beratung Logibrand.

EMMY ILLENSEER ist Markenexpertin
bei Logibrand.
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